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(Fortsetzung auf Seite 8)

Hinweise:

Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 ThürVwVfG ist nur der ver-
fügende Teil einer Allgemeinverfügung öffentlich be-
kannt zu machen. Der vollständige Inhalt der Allgemein-
verfügung kann auf der Internetseite der kreisfreien 
Stadt Erfurt unter  www.erfurt.de/ef137573 sowie zu 
den Geschäftszeiten im Sekretariat beim Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt, Johannesstraße 
171/173, 99084 Erfurt eingesehen werden.

Widerspruch und Anfechtungsklage haben gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung. Dies 
bedeutet, dass die Anordnungen befolgt werden müs-
sen, auch wenn ein Rechtsbehelf eingelegt wird. 

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen stellen 
Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 32 Abs. 2 Nr. 3 i. V. 
m. Abs. 3 des TierGesG dar. Diese können mit einem Buß-
geld in Höhe von bis zu 30.000 Euro geahndet werden.
�

B E S C H L U S S 

zur Drucksachen-Nr. 0737/20
der Sitzung des Stadtrates vom 24.09.2020

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
KRV684 „Alter Posthof“— Abwägungs- 
und Satzungsbeschluss

Genaue Fassung:

01 	 Die Abwägung zu den im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange eingegangenen Stellung-
nahmen wird beschlossen. 

	 Das Abwägungsergebnis mit Begründung (Anlage 
5) ist Bestandteil des Beschlusses.

02 	Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 
88 Abs. 2 Thüringer Bauordnung (ThürBO) und § 19 
Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO), wird der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan KRV684 „Alter Posthof“, bestehend aus der 
Planzeichnung (Anlage 2; M 1:500) mit den textli-
chen Festsetzungen in seiner Fassung vom 
04.05.2020 und dem Vorhaben- und Erschließungs-
plan (Anlage 3), als Satzung beschlossen.

* * *
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Satzung wurde gemäß § 10 Abs. 2 
BauGB durch die Rechtsaufsichtsbehörde genehmigt 
(Az.: 340.2-4621-6644/2020-16051000-VBPL-WA-KRV 
684). 
Die Satzung tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

Jedermann kann die Satzung, die zusammenfassende 
Erklärung und die den Festsetzungen zu Grunde liegen-
den Vorschriften wie DIN-Normen o. ä. im Bauinforma-
tionsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, Warsbergstraße 
3, Zwischenbau, 3. Obergeschoss, Zimmer B 301a, inner-
halb der Öffnungszeiten
Montag, Mittwoch und Freitag	 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr

(außer samstags, sonn- und feiertags)
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 
im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Formvorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlicher Fehler oder ein nach § 214 
Abs 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwä-
gungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn sie inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 
4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches der Planung 
ist aus beistehender Informationsskizze ersichtlich.

ausgefertigt: Erfurt, den 20.01.21

gez. A. Bausewein
A. Bausewein
Oberbürgermeister  

Zur Drucksache Nr. 0737/20�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr.1084/20 
der Sitzung des Stadtrates vom 11.11.2020

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
DIT673 „Caravan- und Campingplatz 
Erfurt-Dittelstedt“ – Abwägungs- und 
Satzungsbeschluss

Genaue Fassung:

01 	 Die Abwägung zu den im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Trä-
ger öffentlicher Belange eingegangenen Stellung-
nahmen wird beschlossen. Das Abwägungsergebnis 
mit Begründung (Anlage 5) ist Bestandteil des Be-
schlusses.

02 	Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 
88 Abs. 2 Thüringer Bauordnung (ThürBO) und § 19 
Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO), wird der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan DIT673 „Caravan- und Campingplatz 
Erfurt-Dittelstedt“, bestehend aus der Planzeich-
nung (Anlage 2,  M 1: 500 ) mit den textlichen Fest-
setzungen in seiner Fassung vom 08.10.2020 und 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 3), 
als Satzung beschlossen.

* * *
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Gemäß § 21 Abs. 3 Satz 1 Thüringer Kom-
munalordnung (ThürKO) wurde die vorstehende Sat-
zung der Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. Der 
vorzeitigen Bekanntmachung entgegenstehende Äuße-
rungen hat die Rechtsaufsichtsbehörde nicht abgege-
ben.
Die Satzung tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

Jedermann kann die Satzung, die zusammenfassende 
Erklärung und die den Festsetzungen zu Grunde liegen-
den Vorschriften wie DIN-Normen o. ä. im Bauinforma-
tionsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, Warsbergstraße 
3, Zwischenbau, 3. Obergeschoss, Zimmer B 301a, inner-
halb der Öffnungszeiten

Montag, Mittwoch und Freitag	 09:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:	 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr
(außer samstags, sonn- und feiertags)
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 
im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Formvorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlicher Fehler oder ein nach § 214 
Abs 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwä-
gungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn sie inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

Ist diese Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die in der Thüringer Kommunalord-
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nung enthalten oder aufgrund der Thüringer Kommu-
nalordnung erlassen worden sind, zustande gekommen, 
so ist die Verletzung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 ThürKO 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (vgl. § 21 Abs. 
4 Satz 2 ThürKO).
Wurde eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend 
machen (vgl. § 21 Abs. 4 Satz 3 ThürKO). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die 
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle 
der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile, deren Leistung schriftlich beim Entschädi-
gungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 
4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei 
Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Die ungefähre Lage des Geltungsbereiches der Planung 
ist aus beistehender Informationsskizze ersichtlich.

ausgefertigt: Erfurt, den 19.01.21

gez. A. Bausewein
A. Bausewein
Oberbürgermeister  

Zur Drucksache Nr. 1084/20�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 1502/20 
der Sitzung des Stadtrates vom 16.12.2020

Neukreditaufnahme 2020

Genaue Fassung:

01 	 Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, den in der 
ersten Nachtragshaushaltssatzung 2020 genehmig-
ten Kredit in Höhe von maximal 63.650.000 EUR 
aufzunehmen.

02 	Der Ausschuss für Finanzen, Rechnungsprüfung und 
Vergaben wird nach Aufnahme des Darlehens über 
die Konditionen informiert.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 1541/20 
der Sitzung des Stadtrates vom 16.12.2020

Hochschulstandortentwicklungskonzept

Genaue Fassung:

01 	 Die Stadtverwaltung erarbeitet gemäß den folgen-
den Beschlusspunkten bis Ende 2021 ein „Hoch-
schulstandortentwicklungskonzept.” Der Oberbür-
germeister stellt dafür die notwendigen personellen 
und finanziellen Ressourcen bereit.

02 	Bisherige Kooperationen und Projekte werden eva-
luiert und notwendige Aktualisierungen vorge-
schlagen. Auf Basis derer werden mit den Hoch-
s chulleitungen und dem Kommunalen 
Hochschul- und Studierendenbeirat die Zielstellun-
gen des Konzepts erarbeitet und zusammen mit der 
Erarbeitungsweise dem zuständigen Ausschuss bis 
Juli 2021 vorgestellt. Dabei sind das Integrierte 
Stadtentwicklungskonzept der Stadt Erfurt (ISEK) 
und die vorgegebene Struktur- und Entwicklungs-
planung für die staatlichen Hochschulen des Landes 
(u. a. Rahmenvereinbarung V) einbezogen.

03 	Die Stadtverwaltung führt Gespräche mit den Hoch-
schulleitungen zu den angestrebten Entwicklungs-
zielen, dabei werden damit einhergehende, sich 
verändernde Anforderungen an den Hochschul-
standort aufgenommen. Für notwendige strategi-
sche Entscheidungen wird auf Initiative des KHSBR 
ein Lenkungsausschuss eingerichtet, der sich aus 
dem Oberbürgermeister, je einer Vertreter/-in der 
Hochschulpräsidien, den Vorsitzenden des KHSBR 
sowie je einer Vertreter/-in der Studierendenbeirä-
te zusammensetzt. Der Ausschuss legt die Arbeits-
weise fest. In der Erarbeitung sind zivilgesellschaft-
liche Akteure und relevante Interessengruppen 
themenbezogen einzubeziehen (u. a. IHK und Stu-
dierendenwerk). Projekt- oder Abschlussarbeiten 
von Studierenden können zu einzelnen Themen für 
die Erstellung des Hochschulstandortentwicklungs-
konzepts einbezogen werden.

04 	Die Anforderungen und Erwartungen der verschie-
denen hochschulinternen Statusgruppen sowie der 
internationalen Studierenden und Forschenden an 
einen attraktiven Hochschulstandort werden im 
Konzept aufgenommen und mit möglichen Maß-
nahmen untersetzt. Die Bedarfe werden themen- 
und statusgruppenübergreifend erfasst.

05 	 Im Konzept werden Möglichkeiten einer engeren 
Kooperation zwischen Stadt, Hochschulen und Zi-
vilgesellschaft eruiert und weitergehende Vorschlä-
ge unterbreitet. Ziele sind u. a.: Förderung von Aus-
tausch, Plattform für (Erfurter) Wissenschaft, 
Vernetzung mit der Erfurter Wirtschaft und For-
schung, Bindung von Absolvent*innen an Erfurt und 
Thüringen u. a. durch soziokulturelle Angebote, 
verlässliche Kinderbetreuungsplätze, verbesserte 
Jobperspektiven und die Einbindung der Perspekti-
ven von Studierenden wie Lehrenden in Stadt- und 

Zivilgesellschaft, Schaffung von niedrigschwelli-
gen, studentischen Anlaufpunkten (selbstverwal-
tete Raum/Café/etc.), Verknüpfung von städtebau-
licher Entwicklung und der baulichen Entwicklung 
der Hochschulen, gute Fahrradinfrastruktur.

06	 Im Konzept wird in Abstimmung mit der Stadtver-
waltung und den Hochschulen eine Strategie für 
eine gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit für die 
Hochschulstadt Erfurt entwickelt. Der Entwurf wird 
mit dem Lenkungsausschuss abgestimmt.

07 	Der Prozess der Konzeptentwicklung ist möglichst 
offen zu gestalten und soll eine Diskussion um die 
Hochschulstadt Erfurt auslösen. Geeignete Beteili-
gungsformate (sowohl in Präsenz als auch online) 
sind für alle Zielgruppen zu nutzen.

08 	Das Entwicklungskonzept für die Hochschulstadt 
Erfurt stellt neben konzeptionellen Überlegungen 
auch die Kosten für eine Umsetzung dar, aufge-
schlüsselt für die einzelnen Bereiche. Dem gegen-
über sollen mögliche Kosten einer Schrumpfung der 
Einwohnerzahlen bzw. der Studierendenzahlen oder 
weiterer möglicher negativer Entwicklungen des 
Standortes berücksichtigt werden. Für die Umset-
zung des Konzepts sind verschiedene Finanzierungs-
modelle zu prüfen (Fördermöglichkeiten, gemein-
same Finanzierung mit dem Land Thüringen, 
Drittmittelakquise der Hochschulen, …) und mit in 
das Konzept aufzunehmen.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister�

B E S C H L U S S 

zur Drucksache Nr. 1580/20 
der Sitzung des Stadtrates vom 16.12.2020

Wirtschaftsplan 2021 der SWE Stadtwerke 
Erfurt GmbH

Genaue Fassung:

01 	 Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2021 der 
SWE Stadtwerke Erfurt GmbH, Stand 15.09.2020, 
gem. Anlage 1 wird beschlossen.

02 	Die Kreditaufnahme in Höhe von 35.000 TEUR im 
Geschäftsjahr 2021 wird beschlossen.

gez. A. Bausewein
Oberbürgermeister

***
Hinweis:

Die Anlage des Beschlusses kann im Bürgerservicebüro 
des Bürgeramtes, Bürgermeister-Wagner-Straße 1, 
99084 Erfurt eingesehen werden. Aufgrund der derzei-
tigen Situation ist der Zugang zum Bürgeramt regle-
mentiert und kann nur mit vorherigem Termin betreten 
werden. Zur Terminvereinbarung wenden Sie sich bitte 
per E-Mail  pass-meldewesen@erfurt.de oder Telefon 
0361 655-7844 an den Bereich Bürgerservice.�

Nächstes Amtsblatt
Das nächste Amtsblatt erscheint am 12. Februar 2021.�
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